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Abstract


The subject of this dissertation is „The relationship of the EU with international organizations under the Lisbon Reform Treaty – using the example of the United Nations.“ An attempt is made to thoroughly and objectively analyze the scientific project primarily from European law perspectives regarding its legal arguments for the global role and position of Europe at the beginning of the new century in the system of international organizations, without losing sight of political and social interests.


The following central thesis is represented and justified: In the context of the new distribution of power in the 21st century, the EU can only exist alongside the world's centers of power if it pursues and works towards a comprehensive global scale power policy, develops the most effective and sustainable opportunity-handling strategies, broadly supports and as many as possible relevant actors wins for them. It requires not only a close and efficient cooperation with multilateral global institutions, but also a corresponding reorganization of its foreign policy and a modern order of competences. The Reform Treaty of Lisbon does allow it the institutional and legal framework conditions. However, it depends centrally on whether the Member States agree.


The focus of this doctoral thesis is to outline the European external relations with world organizations of global importance, mainly based on the selected example of the United Nations regarding legal and institutional aspects. From political perspectives, such questions are considered only partially or in keywords where it seems necessary. The basis of this analysis is the Lisbon Reform Treaty, which was originally also considered the Basic Treaty of the European Union. This treaty, with elements of international law, provides for fundamental legal and institutional changes in EU foreign policy. Finally, it is considered in this context a treaty and guarantor for the future of Europe.




Vorwort und Danksagung


Die vorliegende wissenschaftliche Arbeit wurde vom Promotionsausschuss der Fakultät für Rechtswissenschaft der Universität Hamburg im Sommersemester 2020 als Dissertation angenommen. Diese Dissertation wurde vom Erstgutachter mit magna cum laude (sehr gut) und vom Zweitgutachter mit cum laude (gut) bewertet. Die Disputation erzielte die Note magna cum laude (sehr gut).


Das Thema der vorliegenden Dissertation lautet „Das Verhältnis der EU zu internationalen Organisationen – am Beispiel der Vereinten Nationen.“ Ich habe mich für dieses Thema entschieden, weil es meiner Ansicht nach sehr interessant und vor allem auch überaus aktuell ist. Ich interessiere mich primär für Europa und Moderne sowie die Erforschung der internationalen Beziehungen. Mein besonderes Interesse gilt der Recherche der politischen Architektur in Europa und der EU-Außenbeziehungen sowie der internationalen Institutionen mit globaler Reichweite, um auf diese Art und Weise Antworten für verschiedene Problembereiche in rechtlicher, institutioneller und politischer Hinsicht zu finden.


Für mich war die Erstellung dieser Forschungsarbeit nicht nur eine Herausforderung, sondern zugleich auch eine persönlich bereichernde Erfahrung, Erweiterung und Vertiefung meiner wissenschaftlichen Kenntnisse, Fachwissen, Fähigkeiten und Anschauungen. Den zahlreichen Personen, die mich während der Promotionszeit in vielfältiger Art und Weise unterstützt haben, möchte ich an dieser Stelle ganz herzlich danken.


An erster Stelle gilt mein besonderer Dank meinem verehrten Doktorvater, Herrn Professor Dr. Armin Hatje, für seine wissenschaftliche und methodische Unterstützung sowie sein persönliches Engagement bei der Betreuung während der gesamten Bearbeitungsphase meiner Dissertation. Mit seinen vielen wertvollen Ratschlägen, Hinweisen, konstruktiven Anmerkungen und nicht zuletzt seiner Motivierung hat er maßgeblich zum Erfolg meiner Arbeit beigetragen. Als Jura-Doktorand habe ich fachlich und persönlich sehr viel von ihm lernen dürfen. Hierfür und für seine uneingeschränkte Unterstützung bei allen meinen Projekten bin ich ihm unendlich dankbar. Mit seiner klugen, zurückhaltenden und zugleich humorvollen Art wird er mir immer ein Vorbild sein.


Ebenfalls herzlich bedanken möchte ich mich bei Herrn Professor Dr. Stefan Oeter für die freundliche Übernahme des Zweitgutachtens, sein Engagement und seine Bereitschaft zu fachlichen Diskussionen mit konstruktiven Anregungen. Auch Herrn Professor Dr. Markus Kotzur und Herrn Professor Dr. Peter Wetzels gilt mein Dank für freundliches Mitwirken in der Prüfungskommission. Allen Mitarbeitern am Lehrstuhl für Öffentliches Recht und Europarecht der Fakultät für Rechtswissenschaft der Universität Hamburg, sowie allen Beteiligten meiner Studien bin ich sehr dankbar für die gute, zahlreiche Unterstützung sowie konstruktive und angenehme Zusammenarbeit.


Mein besonderer Dank gilt meiner Familie für die vorbehaltlose, unermüdliche Stärkung und Motivierung auf meinem langen und aufregenden Bildungsweg in Europa. Es waren meine lieben Eltern Pakize und Osman Bekmezci, die stets ein offenes Ohr für meine Gedanken hatten sowie mich ununterbrochen liebevoll in jeder Hinsicht und aus voller Überzeugung unterstützt haben. Ihr Verständnis, ihre stets endlose Geduld sowie ihre konstante moralische Aufbauarbeit haben mir den notwendigen familiären Rückhalt zur Durchführung meines Promotionsvorhabens gegeben. Ich weiß, dass sie für mein Glück so manche Entbehrung auf sich nehmen mussten. Deshalb ist diese wissenschaftliche Arbeit ihnen gewidmet.


Hamburg, April 2020


Ibrahim BEKMEZCI




Inhaltsverzeichnis




	Teil I Einführung und Grundlagen









	1 Konzeptioneller und theoretisch-methodischer Rahmen


	1.1 Einleitung


	1.2 Thematische Hinführung und zentrale Problemstellung


	1.3 Zielsetzung und Abgrenzung


	1.4 Methodisches Vorgehen


	1.4.1 Wissenschaftstheoretische Überlegungen


	1.4.2 Interdisziplinäre Herangehensweise


	1.4.3 Gang der Analyse


	2 Charakteristika und Zielkatalog des EU-Systems und der „EU-Außenpolitik“


	2.1 Was ist „Europa“?


	2.1.1 Die Wurzeln des Begriffs „Europa“


	2.1.2 Definition des Begriffs „Europa“


	2.2 Was ist „die EU“?


	2.2.1 Charakterisierung und Ziele der EU


	2.2.2 Rechtlich-institutionelle Einordnung der EU


	2.2.2.1 Die EU als internationale Organisation


	2.2.2.2 Die EU als Bundesstaat


	2.2.2.3 Staatenverbund nach dem Maastricht-Urteil des BVerfG


	2.2.2.4 Staatenverbund nach dem BVerfG-Urteil zum Vertrag von Lissabon


	2.3 Was ist „europäische Außenpolitik“?


	2.3.1 Charakterisierung und Ziele der „EU-Außenpolitik“


	2.3.2 Theoretische Überlegungen zu einer „EU-Außenpolitik“


	2.3.2.1 Der realistische Kontext zur EU-Außenpolitik


	2.3.2.2 Der institutionelle Kontext zur EU-Außenpolitik


	2.3.3 Weitere theoretische Konzepte zur EU-Außenpolitik


	2.4 Ergebnis










	Teil II Das System der Vereinten Nationen









	3 Charakteristika und Zielkatalog des UN-Systems


	3.1 Charakterisierung der Vereinten Nationen


	3.1.1 Die UN als Institution im internationalen System


	3.1.2 Offener oder geschlossener Organisationstyp?


	3.1.3 Instrument, Arena oder Akteur?


	3.1.4 Zwischenergebnis


	3.2 Die Vereinten Nationen im historischen Kontext


	3.2.1 Gründung der UN


	3.2.2 Erfolge der UN-Friedensmissionen


	3.3 Prinzipien, Ziele und Aufgaben der Vereinten Nationen


	3.3.1 Werte und Prinzipien der UN


	3.3.2 Ziele und Aufgaben der UN


	3.4 Organisationsstruktur der Vereinten Nationen


	3.4.1 Die Struktur der UN-Charta


	3.4.2 Mitgliedschaft der UN


	3.4.3 Sitz und Amtssprachen der UN


	3.4.4 Budget und Finanzierung des UN-Systems


	3.5 UN-Hauptorgane: Kompetenzen, Verfahren und Entscheidungsfindung


	3.5.1 Die UN-Generalversammlung


	3.5.2 Der UN-Sicherheitsrat


	3.5.3 Das UN-Sekretariat und der UN-Generalsekretär


	3.5.4 Der Wirtschafts- und Sozialrat


	3.5.5 Der Treuhandrat


	3.5.6 Der Internationale Gerichtshof


	3.6 Spezialorgane und Sonderorganisationen der UN


	3.6.1 Spezialorgane


	3.6.2 Sonderorganisationen


	3.7 Nichtstaatliche Akteure und die Vereinten Nationen


	3.8 Ergebnis


	4 Rolle der UN im neuen Weltordnungssystem


	4.1 Die Neue Weltordnung


	4.1.1 Herkunft und Verwendung des Begriffs


	
4.1.2 Das Ende des Ost-West-Konflikts



	4.1.3 Die regionalisierte Welt


	4.2 Die neue Rolle der USA in einer globalisierten Welt?


	4.3 Die Rolle der UN bei der Gestaltung einer Neuen Weltordnung


	4.3.1 Das Spannungsverhältnis zwischen der UN-Charta und der politischen Realität


	4.3.2 Mögliche Szenarien für die Zukunft der UN


	4.3.3 Relevante Thesen zur künftigen Rolle der UN


	4.4 Chancen und Risiken der Global Governance für die UN


	4.5 Ergebnis










	Teil III Das Verhältnis der EU zu den Vereinten Nationen









	5 Rechtlich-institutionelle Rahmenbedingungen für die EU-Außenbeziehungen


	5.1 Struktur der EU-Außenbeziehungen


	5.1.1 Rechtlich-institutionelle Aspekte


	5.1.2 Die EU-Außenbeziehungen zwischen Integration und Intergouvernementalismus


	5.2 Kompetenzordnung des Vertrages von Lissabon


	5.2.1 Von den Europäischen Gemeinschaften bis zum Vertrag von Nizza


	5.2.2 Vom „Post-Nizza-Prozess“ bis zum Lissabon-Vertrag


	5.2.3 Grundprinzipien der Kompetenzordnung nach Lissabon


	5.3 Rechtsgrundlagen der EU-Außenpolitik


	5.3.1 Rechtsgrundlagen der integrierten EU-Außenpolitik


	5.3.1.1 Art der EU-Außenkompetenzen


	5.3.1.1.1 Die ausschließliche Zuständigkeit


	5.3.1.1.2 Die geteilte Zuständigkeit


	5.3.1.1.3 Die Unterstützungs-, Koordinierungs- und Ergänzungsmaßnahmen


	5.3.1.1.4 Parallele Außenzuständigkeiten


	5.3.1.2 Explizite EU-Außenkompetenzen


	5.3.1.3 Implizite EU-Außenkompetenzen


	5.3.1.3.1 Implied-powers-Lehre


	
5.3.1.3.2 AETR-Doktrin



	5.3.1.3.3 Stilllegungsfonds-Gutachten


	5.3.1.3.4 WTO-Gutachten


	5.3.1.3.5 Frage der Ausschließbarkeit


	5.3.2 Rechtsgrundlagen der intergouvernementalen EU-Außenpolitik


	5.3.3 Grenzen der EU-Außenkompetenzen


	5.4 Die handlungsbefugten EU-Organe für die Außenbeziehungen


	5.4.1 Die zentralisierte EU-Außenvertretung


	5.4.1.1 Die Europäische Kommission


	5.4.1.2 Der Europäische Rat und der Präsident des Europäischen Rates


	5.4.1.3 Der Hohe Vertreter der EU für Außen- und Sicherheitspolitik


	5.4.2 Die dezentralisierte EU-Außenvertretung


	
5.4.2.1 Der Europäische Auswärtige Dienst (EAD)


	5.4.2.2 Delegationen der Union


	5.5 Ergebnis


	6 Rechtsgrundlagen der EU-Außenbeziehungen zu internationalen Organisationen


	6.1 Rechtlich relevante Aspekte


	6.1.1 Norminhalt


	6.1.2 Kompetenz für die Beziehungspflege


	6.1.3 Rechtslage der Mitgliedschaft


	6.1.4 Gesetzesrang


	6.2 Rechtsgrundlagen der auswärtigen Gewalt der EU


	6.2.1 Völkerrechtsfähigkeit


	6.2.2 Grundlegende Rechtsstellung


	6.3 Voraussetzungen der Beziehungspflege zu internationalen Organisationen


	6.3.1 Der Anwendungsbereich des Art. 220 AEUV


	6.3.2 Die Normstruktur und -inhalt des Art. 220 AEUV


	6.3.3 Die Rechtsbindungen und -wirkungen


	
6.4 Die Durchführung der Beziehungspflege der EU zu internationalen Organisationen



	6.4.1 Art. 302-304 EGV


	6.4.2 Art. 220 AEUV


	6.4.3 Art. 221 AEUV


	6.5 Verfahrensrechtliche Aspekte der EU-Außenbeziehungen


	6.5.1 Das allgemeine Vertragsschlussverfahren


	6.5.1.1 Anwendungsbereich und Hauptmerkmale


	6.5.1.2 Übereinkünfte


	6.5.1.2.1 Völkerrechtliche Verträge


	6.5.1.2.2 Gemischte Abkommen


	6.5.1.2.3 Cross-Pillar-Mixitry Abkommen


	6.5.1.2.4 Arbeitsabkommen


	6.5.2 Phasen des Vertragsschlusses


	6.5.2.1 Völkerrechtliche Verfahren


	6.5.2.2 Unionsrechtliche Verfahren


	6.5.2.2.1 Verhandlungsphase


	6.5.2.2.2 Unterzeichnung


	6.5.2.2.3 Abschluss


	6.5.3 Gerichtliche Kontrolle


	6.6 Ergebnis


	7 Rolle der EU im multilateralen UN-System


	7.1 Rechtsstellung der EU im UN-System


	7.2 Rechtsgrundlage der EU-UN Beziehungen


	7.3 Formen der Beteiligung der EU am UN-System


	7.3.1 Der Beobachterstatus der EU im UN-System


	7.3.2 Vertretung der EU-Interessen in der UN-Generalversammlung


	7.3.3 Vertretung der EU-Interessen im UN-Sicherheitsrat


	7.3.4 Vertretung der EU-Interessen in anderen UN-Organisationen und Verträgen


	7.4 Sonstige Formen der Beteiligung der EU am UN-System


	7.4.1 Budgetbeteiligung der EU am UN-System


	7.4.2 Stimmverhalten der EU im UN-System


	
7.4.3 Kohärentes Auftreten der EU im UN-System



	7.5 Recht als politisches Gestaltungsmittel zum EU-UN Verhältnis


	7.5.1 Das Verhältnis des EU-Rechts zum UN-Recht


	7.5.2 Verfahrensrechtliche Aspekte zum EU-UN Verhältnis


	7.5.3 Die Rechtsprechung zum Fall „Yusuf-Kadi“


	7.5.4 Zwischenergebnis


	7.6 Kritik an der schwachen Rolle der EU im UN-System


	7.7 Ergebnis


	8 Zusammenarbeit zwischen EU und UN – Neue Perspektiven


	8.1 Die EU-UN Zusammenarbeit im historischen Kontext


	8.2 Relevanz der EU-UN Zusammenarbeit


	8.3 Wichtige Bereiche der EU-UN Zusammenarbeit


	8.3.1 Friedenssicherung und Konfliktprävention


	8.3.2 Menschenrechte


	8.3.3 Entwicklungszusammenarbeit


	8.3.4 Nachhaltige Entwicklung und Umwelt


	8.3.5 Humanitäre Hilfe


	8.3.6 Terrorismus und Verbrechensbekämpfung


	8.3.7 Handel


	8.3.8 Kultur


	8.4 Zukunftsperspektiven der EU-UN Beziehungen


	8.5 Perspektiven eines UN-Beitritts der EU


	8.6 Ergebnis










	Teil IV Schlussbetrachtung









	9 Zusammenfassung und Ausblick


	9.1 Ausblick: Perspektiven für die EU als rechtlich-institutioneller Akteur im multilateralen Kontext


	9.2 Zusammenfassung der Erkenntnisse in Thesenform


	10 Literatur – Gesamtverzeichnis


	10.1 Literatur


	10.2 Internetquellen










Abkürzungsverzeichnis





	A

	Assembly





	AEC

	African Economic Community





	AEMR

	Allgemeine Erklärung der Menschenrechte





	AEUV

	Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union





	AGMR

	Afrikanischer Gerichtshof für Menschenrechte





	AHRD

	ASEAN Human Rights Declaration





	AI

	Amnesty International





	AICHR

	ASEAN Intergovernmental Commission on Human Rights





	AKP-Staaten

	Afrikanisch-karibisch-pazifische Staaten





	APSA

	African Peace and Security Architecture





	ARF

	ASEAN Regional Forum





	ASEAN

	Association of Southeast Asian Nations





	ATC

	Accountability, Transparency and Coherence





	AU

	Afrikanische Union





	BIB

	Bruttoinlandsprodukt





	BNE

	Bruttonationaleinkommen





	BRICS

	Brasilien, Russland, Indien, China, Südafrika





	BSP

	Bruttosozialprodukt





	BVerfG

	Bundesverfassungsgericht





	CADSP

	Common African Defence and Security Policy





	CEO

	Chief Executive Officer





	CITES

	Convention on International Trade in Endangered





	

	Species of Wild Fauna and Flora





	DCI

	Development Cooperation Instrument





	DDA

	Doha Development Agenda





	DGVN

	Deutsche Gesellschaft für die Vereinten Nationen e.V.





	DPA

	Department of Political Affairs





	DPKO

	Department of Peacekeeping Operation





	EAD

	Europäischer Auswärtiger Dienst





	EAG

	Europäische Atomgemeinschaft





	
ECHO

	European Community Humanitarian Office





	ECOSOC

	Economic and Social Council





	EDA

	European Defence Agency





	EEA

	Einheitliche Europäische Akte





	EEF

	Europäischer Entwicklungsfonds





	EFTA

	European Free Trade Association





	EG

	Europäische Gemeinschaft





	EGKS

	Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl





	EGMR

	Europäischer Menschengerichtshof





	EGV

	Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft





	EMP

	Euro-Mediterrane Partnerschaft





	EMRK

	Europäische Menschenrechtskonvention





	ENI

	European Neighbourhood Instrument





	ENP

	Europäische Nachbarschaftspolitik





	EP

	Europäisches Parlament





	EPA

	Economic Partnership Agreement





	EPG

	Europäische Politische Gemeinschaft





	EPZ

	Europäische Politische Zusammenarbeit





	ESM

	Europäischer Stabilitätsmechanismus





	ESS

	Europäische Sicherheitsstrategie





	ESVP

	Europäische Sicherheits- und Verteidigungspolitik





	EU

	Europäische Union





	EuGH

	Europäischer Gerichtshof





	EUMC

	European Union Military Committee





	EUMS

	European Union Military Staff





	EUV

	Vertrag über die Europäische Union





	EVG

	Europäische Verteidigungsgemeinschaft





	EWG

	Europäische Wirtschaftsgemeinschaft





	EWR

	Europäischer Wirtschaftsraum





	EZ

	Entwicklungszusammenarbeit





	EZB

	Europäische Zentralbank





	FAO

	Food and Agriculture Organization of the United Nations





	FTA

	Free Trade Area/Agreement





	GA

	Genfer Abkommen





	GASP

	Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik





	GATS

	General Agreement on Trade in Services





	GATT

	General Agreement on Tariffs and Trade





	GD

	Generaldirektion





	GS

	Generalsekretär





	GSVP

	Gemeinsame Sicherheits- und Verteidigungspolitik





	
GUS

	Gemeinschaft Unabhängiger Staaten





	GV

	Generalversammlung





	G77

	Gruppe der 77





	HLP

	High Level Panel





	HRW

	Human Rights Watch





	IAEA

	International Atomic Agency





	IAEO

	Internationale Atomenergie-Organisation





	ICISS

	International Commission on Intervention and State Sovereignty





	IGH

	Internationaler Gerichtshof





	IGO

	International Governmental Organization





	IKRK

	Internationales Komitee vom Roten Kreuz





	ILF

	In Large Freedom





	ILO

	International Labour Organization





	IMF

	International Monetary Fund





	IMO

	International Martime Organization





	INGO

	International Non-Governmental Organization





	INTA

	Ausschuss für Internationalen Handel





	ISAF

	International Security Assistance Force





	IStGH

	Internationaler Strafgerichtshof





	IUCN

	International Union fort the Conservation of Nature





	IWC

	International Whaling Commission





	IWF

	Internationaler Währungsfonds





	KA-AU

	Konstituierende Akt der Afrikanischen Union





	LDC

	Least Developed Countries





	MDG

	Millenium Development Goals





	MFAT

	Ministry of Foreign Affairs and Trade





	MODE-Staaten

	 Mittel- und osteuropäische Staaten





	MRK

	Menschenrechtskommission





	MRR

	Menschenrechtsrat





	NATO

	North Atlantic Treaty Organization





	NEPAD

	New Partnership for Africa´s Development





	NGO

	Non-Governmental Organization





	NRF

	NATO Response Force





	NVV

	Nicht-Verbreitungsvertrag/Atomsperrvertrag





	OAS

	Organisation Amerikanischer Staaten





	OAU

	Organization of African Unity





	OCHA

	United Nations Office for the Coordination of Humanitarian Affairs





	ODA

	Official Development Assistance





	OECD

	Organization for Economic Cooperation and Development





	OHCHR

	Office of the High Commissioner for Human Rights










	
OSZE

	Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa





	PSC

	Peace and Security Council





	

	





	PV

	Parlamentarische Versammlung





	P5

	Permanent Five





	REC

	Regional Economic Communities





	RELEX

	Relations extérieures





	RES

	Resolution





	RFSR

	Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts





	R2P

	Responsibility to Protect





	SAA

	Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommen





	SEANWFZ

	South East Asia Nuclear Weapons Free Zone





	SIDS

	Small Island Developing States





	SR

	Sicherheitsrat





	SRSG

	Special Representative of the Secretary-General





	SSZ

	Ständige strukturierte Zusammenarbeit





	SVN

	Satzung der Vereinten Nationen





	SWP

	Stiftung Wissenschaft und Politik





	S5

	Small Five





	TAC

	Treaty of Amity and Cooperation in South East Asia





	TiSA

	Trade in Services Agreement





	TPC

	Trade Policy Committee





	TRIPS

	Agreement on Trade-Related Aspects





	

	of Intellectual Property Rights





	TTIP

	Transatlantic Trade and Investment Partnership





	UdSSR

	Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken





	UfM

	Union für das Mittelmeer





	UIA

	Union of International Associations





	UN

	United Nations/Vereinte Nationen





	UNAMID

	United Nations-African Union Hybrid Mission in Darfur





	UNAMIR

	United Nations Assistance Mission for Rwanda





	UNAVEM

	United Nations Angola Verification Mission





	UNCED

	United Nations Conference for Environment and Development





	UNCTAD

	United Nations Conference on Trade and Development





	UNDOF

	United Nations Disengagement Observer Force





	UNDP

	United Nations Development Programme





	UNEF

	United Nations Emergency Force





	UNESCO

	United Nations Educational, Scientific





	

	and Cultural Organization





	UNFICYP

	United Nations Peacekeeping Force in Cyprus





	UNFPA

	United Nations Population Fund





	
UNHCR

	United Nations High Commissioner for Refugees





	UNICEF

	United Nations International Children´s Emergency Fund





	UNIFIL

	United Nations Interim Force in Lebanon





	UNITAF

	United Task Force





	UNMIK

	United Nations Interim Administration Mission in Kosovo





	UNMIT

	United Nations Integrated Mission in Timor-Leste





	UNMOGIP

	United Nations Military Observer Group in India and Pakistan





	UNO

	United Nations Organization





	UNOSOM

	United nations Operation in Somalia





	UNPROFOR

	United Nations Prodection Force





	UNSAS

	United Nations Stans-by Arrangement System





	UNTAC

	United Nations Transitional Authority in Cambodia





	UNTAG

	United Nations Transition Assistance Group





	UNTSO

	United Nations Truce Supervision Organization





	USA

	United Nations of America





	VB

	Völkerbund





	VN

	Vereinte Nationen





	WEU

	Westeuropäische Union





	WFP

	World Food Programme





	WHO

	World Health Organization





	WMO

	World Meteorological Organization





	WSA

	Wirtschafts- und Sozialausschuss





	WTO

	World Trade Organization





	WWF

	World Wide Fund for Nature





	WWU

	Wirtschafts- und Währungsunion





	VVE

	Vertrag über eine Verfassung für Europa





	ZOPFAN

	Zone of Peace, Freedom and Neutrality





	ZP

	Zusatzprotokol









Teil I


Einführung und Grundlagen


„The United Nations and the European Union


are natural partners in the multilateral system”


(Kofi Annan, 2004)




Konzeptioneller und theoretischmethodischer Rahmen


1


1.1 Einleitung


Staaten und Gesellschaften stehen zu Beginn der ersten Hälfte des 21. Jahrhunderts immer mehr komplexen grenzüberschreitenden Herausforderungen und globalen Problemen wie Finanzkrisen, Gewaltkonflikte, Energie- und Umweltfragen oder Klimawandel gegenüber, welche sie einseitig bzw. unilateral oder durch eine bloße Adhoc-Kooperation kaum aussichtsreich und erfolgversprechend bewältigen können.


Während die Weltpolitik nach wie vor von Machtzentren der Welt wie den USA, Russland oder aber auch China und vermehrt von großen einflussreichen transnationalen Unternehmen geprägt werden, spielen internationale Organisationen mit regionaler oder globaler Reichweite wie die Vereinten Nationen (UNO) und ihre Sonderorganisationen, der internationale Währungsfonds (IWF), seine Schwesterorganisation Weltbank (World Bank), die Welthandelsorganisation (WTO) und die Europäische Union (EU) eine wachsend signifikante Rolle bei der Schaffung und Implementierung nicht nur von internationalen Voraussetzungen, Normen und Regeln, sondern auch bei Global Governance.


In diesem Kontext werden heute sowohl die Festigung der Demokratie und des Völkerrechts als auch die Stabilisierung und Erhaltung der internationalen Sicherheit, des Friedens, des Schutzes der Menschenrechte, des ökonomischen Wohlergehens oder der öko- logischen Lebensbedingungen von Menschen weltweit von der Fähigkeit oder Unfähigkeit internationaler Organisationen und Kooperationen, mit anderen Worten, von Regieren jenseits des Nationalstaates unmittelbar beeinflusst. Insofern treten die kooperativen EU-UN Beziehungen im internationalen System zunehmend in den Vordergrund.


Die Bedeutung dieser bilateralen Zusammenarbeit wird auch seitens der EU stets betont. Dabei basiert die intensive Kooperation primär auf dem gemeinsamen Kernprinzip des Multilateralismus als Antwort auf komplexe globale Herausforderungen sowie dem universellen Verständnis von Sicherheit, Frieden und Entwicklung. Die EU-Mitliedstaaten engagieren sich in fast allen Tätigkeitsbereichen und den entsprechenden Institutionen des UN-Systems sehr aktiv. Das Verhältnis EU-UN ist nicht nur auf eine Zusammenarbeit limitiert, sondern die EU agiert im multilateralen UN-System auch als Vertreter der Gesamtheit ihrer Mitgliedstaaten. Sie besitzt seit 2009 mit dem Lissabon-Vertrag eine eigene Rechtspersönlichkeit, die ihr ein Rede- und Einsichtsrecht im UN-System ermöglicht. Folglich besteht eine zunehmende institutionelle Verbindung, die sich in der aktiven Beteiligung und Mitwirkung der EU an vielen Organen, Sonderorganisationen, Programmen, Fonds und weiteren Projekten der UN manifestiert.


Vor dem Hintergrund ihrer realpolitischen und -weltlichen Relevanz wird es stetig wichtiger, die Strukturen, Prozesse und Aktivitäten internationaler Organisationen auf der wissenschaftlichen Basis sach- und fachgerecht zu erfassen. Die vorliegende Analyse konzentriert sich zentral auf die rechtlichen Aspekte, die für die Beziehungen EU-UN maßgebend sind, während die politischen Verhältnisse lediglich den Hintergrund bzw. den „zu regelnden Sachverhalt“ bilden. Im Zentrum dieser Forschungsarbeit steht die Beschreibung der Rolle der EU im System internationaler Organisationen am Beispiel des multilateralen UN-Systems. In diesem Licht will diese Studie theoretisch informiert und empirisch fundiert die Rahmenbedingungen, Funktionsweise und Tätigkeiten der EU und der UN sowie das Verhältnis beider Organisationen zueinander darstellen.


Dabei wird der im Völker- und Europarecht verankerte Betrachtungsgegenstand – die rechtlich-institutionellen Rahmenbedingungen für die EU-Außenbeziehungen zu internationalen Organisationen und eine genuine EU-Partizipation im UN-System, die Rolle der EU dort – mit einem politikwissenschaftlichen Analyseinstrument, dem Konzept der EU als rechtlich-institutioneller Akteur im UN-System und als internationaler Akteur im System der internationalen Beziehungen – konfrontiert. Daher wird für diese Forschungsarbeit eine interdisziplinäre Analyse theoretisch-methodisch in Betracht gezogen.


Für diese Studie sind aus europarechtlicher Perspektive primär die relevanten Bestimmungen der EU-Verträge, das zugehörige Sekundärrecht, die Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs und interinstitutionelle Vereinbarungen, die für die Zusammenarbeit der EU im UN-System unerlässlich sind, von zentraler Bedeutung. Aus völkerrechtlicher Sicht sind insb. die Satzungen, Geschäftsordnungen, Verfahrensregeln und Beschlüsse der UN-Organisationen, die mit der Beteiligung der EU am UN-System zusammenhängen, relevant.


1.2 Thematische Hinführung und zentrale Problemstellung


Die vorliegende Arbeit befasst sich konkret mit den Außenbeziehungen der EU zu internationalen Organisationen nach dem Reformvertrag von Lissabon und spezifisch der Organisation der Vereinten Nationen als Beispiel. Die UN-Organisation steht bei den wichtigsten multilateralen Institutionen globalen Zuschnitts zweifellos in der Bekanntheitsskala weit oben. Der Ausgangspunkt des zentralen Problems des Verhältnisses zwischen der EU und den Vereinten Nationen wird im Folgenden skizziert:




	Die UN setzen Staaten (Nationen) als Mitglieder voraus. Sie knüpfen an eine Staatenwelt an, wie sie im Zeitpunkt ihrer Gründung bestand.


	Die EU ist kein Staat und daher ein organisatorischer Fremdkörper im UN-System.


	Dieser Umstand schließt eine Mitwirkung nicht aus, begrenzt aber den Einfluss der EU auf die Willensbildung der UN an der Quelle. Insbesondere fehlt der EU die Hoheit in militärischen Fragen.





In diesem Licht wird das Verhältnis beider Organisationen in der vorliegenden Arbeit betrachtet. Für diese Studie ist neben einer Beschreibung der Tätigkeit der EU innerhalb der UN vor allem die Rolle der EU bei der Implementierung von UN-Beschlüssen wichtig. Die Rechtsprechung Yusuf – Kadi verdeutlicht die Probleme, die dabei auftreten können. Hier kollidieren die UN auf der einen Seite mit smart-sanctions und ohne wirksamen Rechtsschutz, auf der anderen Seite die EU als mittelbar Verpflichtete mit ihrem Gerichtshof und ihrer obligatorischen Gerichtsbarkeit, die auf zentralen Prinzipien des humanitären Völkerrechts und der allgemeinen Menschenrechte basieren.


Wer zu Beginn des neuen Jahrtausends derzeit nach den dringendsten politischen Problemen unserer Zeit fragt, wird eine Liste bekommen, auf welcher die globalen Begrifflichkeiten „Klimawandel“, „Finanzkrise“, „Armut“, „Migration“, „Bürgerkrieg“, „internationaler Terrorismus“, „Verbreitung von Massenvernichtungswaffen“ oder „organisierte Umwelt- und Wirtschaftskriminalität“ weit oben stehen. Die Politik kann bisher kaum Erfolge bei ihrer Bewältigung aufweisen. Daher wird ihre Lösung nicht von Nationalstaaten, sondern von internationalen Organisationen mit multilateraler Reichweite erwartet: Jüngste Forschungsergebnisse bestätigen die Annahme, dass die öffentliche Meinung in der EU die Ansicht widerspiegelt, dass Probleme infolge der Globalisierung am besten auf der internationalen Ebene bewältigt werden könnten. Die Mehrheit der europäischen Bürger schreibt sowohl den UN-Organisationen als auch weiteren globalen Weltorganisationen wie der Welthandelsorganisation (WTO), Währungsfonds (IWF), der Weltbank, der G8 oder der G20 in realpolitischer Hinsicht einen größeren Einfluss in der internationalen Politik als ihrer Nationalstaaten zu. Aus der Bedeutung dieser Form des Regierens jenseits des Nationalstaates leiten sich eine Reihe von zentralen Fragen ab, welche auf fundamentale Merkmale der politischen Ordnung auf internationaler Ebene abzielen:




	ob sich die internationalen Organisationen und Institutionen infolge der Globalisierung strukturell verändert und einen supranationalen Charakter erlangt haben,


	welche Rolle solche nichtstaatlichen Akteure in diesen Prozessen spielen und


	in welchem Verhältnis die Europäische Union zu diesen Akteuren steht.





Auf der anderen Seite ist zu beobachten, dass der Bereich der europäischen Außenbeziehungen bei der Gründung der EWG/EG/EU kaum Beachtung finden konnte. Von Beginn an lag und liegt der Schwerpunkt der europäischen Einigung primär stets auf der wirtschaftlichen Integration Europas. Die EU-Außenpolitik wurde zwar im Laufe der Jahre parallel zu politischen Entwicklungen in den europäischen Verträgen in rechtlicher Hinsicht theoretisch berücksichtigt. Sie versprach jedoch praktisch bei der Durchführung keinen Erfolg. Daraufhin hat die EU mit dem Reformvertrag von Lissabon den Beschluss gefasst, durch tiefgreifende Reformen diese Situation zu ändern. Die Union will jetzt ihre Handlungsfähigkeit sowie ihre demokratischen Rechtsgrundlagen deutlich verbessern. In diesem Kontext soll die neue institutionelle Rechtslage von Lissabon ihr die Fähigkeit und die Kompetenz verleihen, sich den Herausforderungen des 21. Jahrhunderts zu stellen.


An dieser Stelle ist zu betonen, dass die EU-Mitgliedstaaten die europäische Außenpolitik stets als ein integraler Bestandteil staatlicher Souveränität betrachtet haben. Deshalb waren und sind sie nicht immer bereit, eine vollkommene Kompetenzübertragung in diesem Bereich zu bewilligen. Infolgedessen erfolgten die EU-Außenbeziehungen überwiegend im Spannungsfeld zwischen europäischen Interessen und einzelstaatlichen Interessen der EU-Mitglieder. Allerdings entwickelt sich die Union mit dem Beginn des neuen Jahrhunderts immer mehr zu einem relevanten globalen Machtfaktor, nämlich einem neuen Global Player. Diese neue Position auf der internationalen Bühne erfordert aber zugleich ein kohärentes Auftreten und ein effektives politisches Handeln der EU-Mitgliedsstaaten nach außen. Die aktuellen politischen Entwicklungen und Erfordernisse verlangen heute eine Gemeinschaft, welche sich im Kontext der neuen Machtverteilung des neuen Jahrhunderts neben den Machtzentren USA und China aber auch Russland nur mit vereinten Kräften bestehen kann. Folglich kann sich Europa demnächst nur auf diese Art und Weise als Weltmacht bzw. internationaler Akteur behaupten.


Hier ist wichtig, darauf hinzuweisen, dass Europas Zukunft nach den aktuellen politischen Ereignissen und Erkenntnissen immer mehr im Ungewissen liegt. Es liegt nahe zu vermuten, dass die EU bereits in wenigen Jahren ein anderes Gesicht als heute haben wird. Daher muss Europa künftig effektive Weltpolitik führen. Die EU muss „eine stärkere globale Rolle“ auf der Weltbühne spielen. Deshalb ist die Zusammenarbeit der EU mit internationalen Institutionen mit globaler Reichweite ein signifikanter Faktor, um die Union zu stärken. Es ist heute unvorstellbar, ohne eine enge Kooperation mit internationalen Organisationen bzw. den UN-Organisationen dieses Ziel zu erreichen, da alles derzeit zunehmend in verbindliche globale Regelungen eingebunden wird.


Als nächstes ist zu erwähnen, dass die europäischen Beziehungen zu internationalen Organisationen in globalpolitischer Hinsicht unersetzlich sind. Hingegen erscheint dieses Verhältnis in rechtlicher Hinsicht jedoch trotz aller Reformbemühungen und vertraglichen Regelungen nicht vollständig ausgereift zu sein. Aus diesem Grund sieht der Lissaboner Reformvertrag im Bereich der Außenbeziehungen grundlegende Änderungen vor. Durch die Neuerungen versucht man, die EU insbesondere im Politikfeld Außenpolitik schließlich in die Lage zu versetzen, um europäische Interessen und politische Handlungsfähigkeiten auf internationaler Ebene sichtbarer und mit erheblicherem Nachdruck einbringen zu können. Somit steht die gemeinsame Außenpolitik jetzt deutlich mehr im Fokus der europäischen Integration als in den EU-Vorgängerverträgen. Das Ziel ist, eine demokratischere und wirksamere EU zu schaffen, die in der Lage ist, globale Probleme besser anzugehen und dabei immer mit einer Stimme zu sprechen. Letztendlich handelt es sich bei dem Vertrag von Lissabon darum, die Zukunft Europas zu bestimmen. Schließlich legt er fest, welche Kompetenzen die Union hat und die Mitgliedstaaten haben sowie beide gemeinsam haben.


Insgesamt ist zu konstatieren, dass die EU im neuen Kontext des Staatensystems in einer wachsenden Konfliktstruktur im 21. Jahrhundert in globalpolitischer und strategischer Hinsicht ein neues politisches Gewicht bekommt. Folglich wird die Förderung des wirtschaftlichen Fortschrittes künftig nicht mehr die höchste Priorität in der europäischen Politik genießen. Im Kontext des neuen Machtverständnisses Europas stehen jetzt vor allem die Förderung des Friedens, die Achtung der Menschenwürde, die Freiheit, die Demokratie, die Gleichheit, die Rechtsstaatlichkeit und die Wahrung der Menschenrechte als elementares Ziel der EU im Vordergrund (Art. 3 EUV). Auf der Basis dieser europäischen fundamentalen Werte muss die Union weiterhin das außenpolitische Ziel verfolgen, zu der übrigen Welt sowie globalen Gremien aktive Beziehungen zu pflegen, um ihre Werte und Interessen auch dort zu vertreten und zu fördern (Art. 3 V EUV).


Demzufolge handelt es sich im Kern dieser Forschungsarbeit um die zentralen Fragen:




	wie das EU-System und die EU-Außenpolitik aus rechtlich-institutioneller Perspektive strukturell charakterisiert sind und welche Ziele sie in außenpolitischen Fragen verfolgen,


	wie das UN-System strukturell charakterisiert ist und welche Ziele die UN-Organisation verfolgt,


	welche Rolle die Vereinten Nationen im neuen Weltordnungssystem im Kontext der internationalen Beziehungen spielen,


	wie die rechtlich-institutionellen Rahmenbedingungen für die EU-Außenbeziehungen nach dem Reformvertrag von Lissabon in Bezug auf Kompetenzen, Instrumente, Institutionen und Verfahren strukturiert sind,


	worauf die Rechtsgrundlagen der EU-Außenbeziehungen zu internationalen Organisationen und den Vereinten Nationen nach der neuen institutionellen Rechtslage von Lissabon beruhen,


	wie das Rechtsverhältnis zwischen der EU und der UN-Organisation ist, welche Rechtskonflikte sich zwischen EU-Recht und UN-Recht ergeben und wie der EuGH zur UN-Rechtsordnung steht,


	welche Rolle die EU im multilateralen UN-System spielt und wie ihre rechtlich-institutionelle Beteiligung am UN-System erfolgt,


	welche Rolle die EU-UN Kooperation im internationalen System spielt und wie die Perspektiven der EU-UN Beziehungen in Zukunft aussehen.





In diesem Kontext wird im Rahmen der vorliegenden Studie versucht, zentral diesen Fragestellungen nachzugehen und den Regelungsrahmen des auswärtigen Handelns der EU, der mit dem Lissabonner Reformvertrag geschaffen wurde, mit juristischen und politikwissenschaftlichen Methoden interdisziplinär zu analysieren und zu beurteilen.


1.3 Zielsetzung und Abgrenzung


Zielsetzung dieser Untersuchung ist es, einen möglichst objektiven, wissenschaftlichen Beitrag zum Diskurs um das Verhältnis der EU zu internationalen Organisationen, vorwiegend bezüglich der Außendimensionen der Debatte zu leisten. Zugleich will diese Dissertation einige der bestehenden Forschungslücken in diesem Bereich füllen und neue Erkenntnisse gewinnen. Es wird versucht, das wissenschaftliche Projekt primär aus europarechtlichen Perspektiven bzgl. ihrer rechtlichen Argumente für die globale Rolle und Stellung Europas zu Beginn des neuen Jahrhunderts im System der internationalen Organisationen sachlich und fachlich zu analysieren. Aus politischer Sicht werden solche Fragen vielmehr ergänzend aufgegriffen, um die rechtliche Analyse auf theoretischer und empirischer Ebene zu untersuchen. Ziel ist es dabei, soziale und gesellschaftliche Interessen in der Studie nicht aus den Augen zu verlieren. In diesem Kontext wird die folgende zentrale These vertreten und begründet:




	Die EU kann im Kontext der neuen Machtverteilung des 21. Jahrhunderts neben den Machtzentren der Welt nur bestehen, wenn sie eine umfassende kooperationsorientierte Außenpolitik mit globaler Reichweite verfolgt. Allerdings muss sie darauf hinarbeiten, möglichst effektive und nachhaltige Strategien zur Entfaltung der Chancen zu entwickeln sowie um breite Unterstützung zu werben und möglichst viele relevante Akteure für sie zu gewinnen. Dazu benötigt sie nicht nur eine enge und effiziente multilaterale Zusammenarbeit mit internationalen Organisationen auf völkerrechtlicher Ebene, sondern auch eine entsprechende Neugestaltung der Europäischen Verträge, primär ihrer Kompetenzordnung und Außenpolitik. Der Vertrag von Lissabon ermöglicht ihr zwar die rechtlichen und institutionellen Rahmenbedingungen. Es hängt jedoch zentral davon ab, ob sich die Mitgliedstaaten einig sind.





Der Fokus der vorliegenden Arbeit liegt darin, die europäischen Außenbeziehungen zu Weltorganisationen mit globaler Bedeutung vorwiegend am ausgewählten Beispiel der Vereinten Nationen hinsichtlich der rechtlichen Aspekte zu skizzieren. Als Grundlage fungiert dabei der Reformvertrag von Lissabon, der ursprünglich auch als EU-Grundlagenvertrag gilt. Dieser völkerrechtliche Vertrag damals zwischen den 27 EU-Mitgliedstaaten übernahm inhaltlich die wesentlichen Elemente der ursprünglich im gescheiterten Verfassungsvertrag von 2005 vorgesehenen außenpolitischen Neuerungen. Damit gilt er als der Vertrag für die Zukunft der EU. Daher wird im Rahmen dieser Analyse grundsätzlich vom Lissabonner Vertrag ausgegangen. Eine Forschungsarbeit dieser Art liegt bislang noch nicht vor.


1.4 Methodisches Vorgehen


1.4.1 Wissenschaftstheoretische Überlegungen


Die Formulierung einer geeigneten Hypothese und die Auswahl einer passenden bzw. zweckrationalen Methode stellen häufig das typische Problem bei der Planung jeder wissenschaftlichen Arbeit dar. Für die vorliegende Studie bieten sowohl die positive als auch die normative Analyse eine hilfreiche Orientierung bei der Formulierung der Argumentationen. Der zentrale Betrachtungsgegenstand dieser Analyse ist jedoch essenziell rechtlicher Natur. Insofern kann auf eine präzise rechtliche Analyse nicht verzichtet werden.


Bei der positiven bzw. deskriptiven Analyse handelt es sich in dieser Arbeit primär darum, reale Sachverhalte wissenschaftlich zu erfassen und ihre Folgen zu prognostizieren, wobei die Beschreibung des Untersuchungsgegenstands im Vordergrund steht. Dagegen wird mit Hilfe der normativen oder präskriptiven Analyse beabsichtigt, an notwendigen Stellen zu untersuchen, wie der Analysegegenstand insgesamt ausgestaltet sein sollte, um ein vorausgesetztes Effizienzkriterium zu erfüllen, wobei das Ergebnis dieser Studie demnach ein konkreter Vorschlag sein soll. Demzufolge kann im Rahmen dieses Forschungsprojekts konkret untersucht werden,




	wie die EU-Außenbeziehungen zu internationalen Organisationen am Beispiel der Vereinten Nationen ausgestaltet sein sollten, um den Nutzen der Beteiligten zu erhöhen (präskriptive Analyse),


	wie das Verhältnis EU-UN in der Realität ausgestaltet ist und wie es den Nutzen der Vertragspartner beeinflussen (deskriptive Analyse).





Für die vorliegende wissenschaftliche Arbeit wird aufgrund der Komplexität der zusammenhängenden Themen vornehmlich die Überlegung einer interdisziplinären Vorgehensweise bevorzugt. Um die rechtswissenschaftlichen Auslegungsmethoden zu ergänzen, werden verschiedene Grundvarianten von universell gültigen wissenschaftlichen Methoden verwendet. Neben der juristischen systematischen Auslegung stehen die Wissenschaftstheorie und das Modell im Vordergrund, während die Empirie und die Meta-Analyse nur herangezogen werden, wo es notwendig erscheint, um den Nutzen der systematischen Auswertung der einzelnen Studien zu maximieren. Die wissenschaftliche Theorie ist für dieses Projekt durch ein literaturbasiertes Arbeiten gekennzeichnet und stellt die überwiegende Methode der beabsichtigten interdisziplinären Herangehensweise dar. Anhand dieser wissenschaftlichen Methoden werden in dieser Studie abstrakte Zusammenhänge konkretisiert, erläutert und systematisch analysiert.


In den Rechts- und Politikwissenschaften existieren stets störende Einflüsse, die zunächst eliminiert werden müssen, um den zweckrationalen Nutzen der Analyse zu maximieren. Deshalb kommt in dieser Studie auch die Überlegung der Anwendung eines Modells in Betracht. Durch diese Methode ist es hier möglich, die wissenschaftliche Aussagekraft der Primärdaten zur systematischen Auswertung der einzelnen Studien in manchen Fällen plausibel zu erhöhen. Bei diesem Verfahren geht es konkret um die Strukturierbarkeit der Fragestellung. Daher wird ein bestimmter Zusammenhang in diesem Fall isoliert betrachtet und zweckrational analysiert, indem bestimmte Annahmen (Prämissen) getroffen werden. Somit ist es anhand dieses Ansatzes möglich, das Abbild der Realität in dieser Untersuchung zu vereinfachen und alle störenden Einflüsse auszuschließen. Demnach stellt das UN-System in der folgenden Analyse ein Modell für die EU-Außenbeziehungen dar und muss d.h. in Kapitel 3 und 4 zunächst als isoliert betrachtet untersucht werden.


1.4.2 Interdisziplinäre Herangehensweise


Zunächst ist es wichtig, darauf hinzuweisen, dass es in der Wissenschaft zunehmend eine Hinwendung zur Interdisziplinarität erfolgt. In einer globalen Welt mit wachsenden Problemen und Konflikten lassen sich die Lösungsstrategien nicht mehr lediglich disziplinär definieren. Daher sind in der Wissenschaftswelt wachsend Forschungspraxen gefragt, welche die Grenzen überschreiten und in der Lage sind, eigene und fremde Forschungsresultate theoretisch wie auch praktisch zu integrieren. Die Spezialisierung war lange Zeit für die Erkenntnisgewinnung methodisch relevant. Heute ist jedoch häufig eine interdisziplinäre Forschungsausrichtung notwendig, um komplexe Problemvernetzungen und integrative Zusammenhänge optimal wahrzunehmen. Da das Thema dieser Arbeit die rechtlichen, institutionellen und politischen Probleme unserer Lebenswelt betrifft, ist es nicht mehr möglich, sie nur aus einer Perspektive oder einer Disziplin heraus angemessen zu erkennen und optimal zu lösen. Daher wird in der folgenden Analyse eine interdisziplinäre Herangehensweise bevorzugt. Ziel ist es, auf diese Weise neue Wege in der Wissensproduktion zu gehen.


Als nächstes ist festzustellen, dass die Rechtswissenschaft eine Disziplin ist, die angesichts der Komplexität der Forschungsfelder und der kontroversen Diskussionen bereits seit langem interdisziplinär ausgerichtet ist. Recht und Politik stellen Bereiche des menschlichen Zusammenlebens dar und sind d.h. eng aufeinander bezogen. Wenngleich sich die beiden Disziplinen in ihren methodisch-theoretischen Ausrichtungen teilweise weit voneinander entfernen, erscheint der interdisziplinäre Ansatz in dieser Forschungsarbeit jedoch als ein geeignetes Mittel plausibel, etwaige gemeinsame Methoden und Wechselwirkungen zur Optimierung der Erkenntnisgewinnung systematisch und rationell zu nutzen. In der folgenden Analyse normiert das Recht einerseits, in welchem Rahmen, Maßstab und auf welche Weise Politik überhaupt erfolgen kann. Andererseits beschreibt das Recht politische Entwicklungen, indem diese in formellen oder informellen (Rechts-) Normen Ausdruck finden. In diesem Kontext kann das Recht hier sogar zu einem Mittel oder Instrument des politischen Prozesses in der normativen Konstruktion werden.


Die angestrebte interdisziplinäre Herangehensweise in diesem Projekt bedeutet zugleich, dass die juristische Untersuchung komprimiert werden muss. So schließt sie insb. dort Lücken, in denen der rechtliche Dogmatismus zwar zu erheblichen individuellen Problemen führt, deren Relation mit der politischen Ebene jedoch nicht kompatibel ist. Insofern ist unter der hier vorgenommenen Methode vielmehr eine Komplementarität der Erkenntnistheorie und keine Alternative für eine disziplinäre juristische Forschungsarbeit zu verstehen. Die Komplementarität erfolgt hier in wechselseitiger Ergänzung des Rechts und der Politik zum besseren Verständnis des komplexen Phänomens und Sachverhaltes im Ganzen notwendig. Die Gefahr einer beliebigen Argumentation in dieser Studie wird dadurch vermeidet, indem die Zuordnung der verwendeten Begriffe und Kategorien zu den Teildisziplinen grundsätzlich erkennbar bleibt.


Aus rechtswissenschaftlicher Perspektive ist zu konstatieren, dass es sich bei den EU-Außenbeziehungen zu internationalen Organisationen und den rechtlich-institutionellen Rahmenbedingungen für die Rolle und die Beteiligung der EU im multilateralen UN-System um eine komplexe Materie handelt. Die Komplexität überschreitet weitreichend die Grenzen dogmatischer Fragestellungen. Diese empirische Beobachtung kann auf den Betrachtungsgegenstand übertragen und verallgemeinert werden: Das Verhältnis zwischen der Frage der Zuständigkeit der EU und der unübersichtlichen politischen Situation im EU-System sowie der kontroversen Positionen der Zielorganisation, der Drittstaaten oder anderer unterschiedlichen Akteure mit widersprüchlichen Interessen und Absichten entscheidet nicht lediglich darüber, ob die EU einen Mitgliedschaftsstatus in einer bestimmten (Teil-)Einheit erlangen kann, sondern generell über die Konfiguration der rechtlich-institutionellen Voraussetzungen für die Mitwirkung der EU im UN-System.


Aus politikwissenschaftlicher Perspektive bezieht sich der Betrachtungsgegenstand auf die Überlegung, inwieweit eine inhaltliche Beschränkung in den Beziehungen zwischen der EU und den internationalen Institutionen bzw. dem UN-System vorgenommen werden kann. Die bejahende Antwort auf diese Eingrenzung resultiert sich insb. aus der Relevanz institutioneller Strukturen für die Materialisierung politischen Handelns. Daher ist auf eine Beschränkung, die auf das Verständnis des zentralen Terminus der Institution bezieht, zu verweisen. Hierbei ist davon auszugehen, dass Institutionen – und damit im Anwendungsfall die rechtlich-institutionellen Aspekte für die EU-Außenbeziehungen zu multilateralen Institutionen und die Mitwirkung der EU im UN-System – für die Position der EU, die sie dort einnimmt, eine entscheidende Rolle spielen. Zudem verspricht der Blickwinkel durch eine politologische Linse Erkenntnisse, die eine formaljuristische Ausrichtung allein möglicherweise nicht liefern kann. Dies bedeutet jedoch nicht, dass eine genaue juristische Analyse entbehrlich wäre. Der Betrachtungsgegenstand dieser Studie fokussiert primär auf rechtliche Aspekte, die für das Verhältnis EU-UN maßgebend sind.


In dieser Forschungsarbeit fokussiert der Betrachtungsgegenstand hauptsächlich auf formelle intergouvernementale Organisationen. Als solche sind sowohl die EU wie ebenfalls Teileinheiten der Organisation der UN als völkervertraglich vereinbartes Gebilde zu bezeichnen. Wenn die völker- und europarechtlichen Rahmenbedingungen für die Mitwirkung und Beteiligung der EU an Institutionen des UN-Systems oder UN-Beschlüssen im Folgenden analysiert werden, dann erfolgt die Analyse auf der Basis der formellen Ebene des Rechts entsprechend der beiden zu betrachtenden Organisationen. Als autonome Rechtsordnung hat sich das Europarecht von seiner Grundlage sukzessiv in Form völkerrechtlicher Verträge abgelöst. In diesem Kontext ist festzuhalten, dass sich die Rezeption dieser neuartigen Rechtsordnung im Konzept des institutionellen Rechts des UN-Systems in einem Bereich jenseits des klassischen Völkerrechts bewegt.


Angesichts der konzeptionellen Zusammenführung dieser genannten Aspekte reicht es für eine allgemeine Begründung der interdisziplinären Optik. Eine elementare Kompatibilität zwischen dem analytischen Fokus des EU-Konzepts als außenpolitischer Akteur auf internationaler Ebene und dem Betrachtungsgegenstand ist gegeben. Die Einzelheiten dieser Verbindung werden in folgender Übersicht zum Gang der Analyse dargestellt.


1.4.3 Gang der Analyse


Zu Beginn der Analyse erfolgt zuerst in Kapitel 2 – zur Bestimmung der Ausgangsbasis und als Einstieg in die komplexe Thematik – ein kurzer Überblick über die Charakterisierung der EU im Hinblick auf ihr politisches System und ihre rechtlichinstitutionelle Einordnung sowie ihre Außenpolitik, um die kontroversen Positionen und die komplexen Aspekte besser analysieren und beurteilen zu können. Anschließend werden folgende Diskussionspunkte im Einzelnen behandelt:


In Kapitel 3 werden die Vereinten Nationen zur Vertiefung der Analyse und zum besseren Verständnis der komplexen Zusammenhänge zwischen den multilateralen Organisationen exemplarisch spezifiziert vorgestellt und kommentiert: Auch hier wird diese internationale Institution als Beispiel sowohl organisatorisch als ebenfalls materiell untersucht und im Hinblick auf ihre Handlungsmöglichkeiten beschrieben. Die Darstellung der charakteristischen Merkmale des UN-Systems soll konkret verdeutlichen, dass die Weltorganisation nach wie vor als ein einzigartiges, hochaktuelles „Friedensprojekt“ gilt und eine besondere globale Bedeutung und Tragweite besitzt. In diesem Kontext wird die Entwicklung, das Wesen, der Zweck, die Pflichten und die Struktur der Weltgemeinschaft analysiert und definiert. Ihre Organe, Instrumente, Verfahren und Akteure werden ebenfalls skizziert. Als Nächstes erfolgt eine problemorientierte bzw. kritische Bilanz, welche die Schwächen der UN aufzeigen soll. Im Zentrum der Analyse stehen grundlegend folgende Diskussionspunkte:




	warum die Vereinten Nationen gegründet wurden,


	welche Ziele und Aufgaben die UN haben,


	wie die Organisation der UN strukturiert ist,


	ob das UN-System in ihrer derzeitigen Konstruktion den heutigen weltpolitischen Bedürfnissen entsprechen kann.





Darauf aufbauend sollen in Kapitel 4 die elementaren Implikationen für die Rolle der Vereinten Nationen in einem umfassenden Weltordnungssystem abgeleitet werden: Dazu wird zunächst die Interaktion zwischen der Neuen Weltordnung und der Akteure der neuen Machtzentren aus differenten Aspekten aufgezeigt. Im Anschluss daran erfolgt die Untersuchung bezüglich der Rolle der UN bei der Gestaltung einer Neuen Weltordnung. Im Lichte der möglichen Szenarien und für relevant erachteten Ansätze wird versucht, die künftige Rolle der Weltorganisation im internationalen Zusammenleben zu prognostizieren. Dabei wird primär darauf eingegangen:




	welche Rolle die UN bei der Gestaltung einer Neuen Weltordnung spielen,


	ob sie zur Herausbildung einer neuen internationalen Struktur fähig sind,


	
ob sie die auf nukleare Abschreckung basierende Weltordnung des Kalten Krieges durch verstärkte internationale Kooperation ersetzen können,


	ob sie dabei zugleich auf eine gewaltfreie Lösung der regionalen Konflikte und Krisen wirken können.





Kapitel 5 behandelt die rechtlich-institutionellen Rahmenbedingungen für die Außenbeziehungen der EU: Im Fokus der EU-Außenbeziehungen steht die EU-Außenpolitik. In diesem Kapitel werden zentral die rechtlichen Aspekte der EU-Außenbeziehungen hinsichtlich der Struktur, Kompetenzen, Instrumente, Institutionen und Verfahren analysiert. Als Grundlage dient dabei der Lissaboner Reformvertrag. Daher erfolgt zunächst eine grundlegende Analyse der Kompetenzordnung des Vertrags von Lissabon. Danach werden die Rechtsgrundlagen der EU-Außenkompetenzen erörtert. Dies folgt die Untersuchung der handlungsbefugten Organe der EU für die Außenvertretung. Es handelt sich hauptsächlich um folgende Fragestellungen:




	was die EU-Außenbeziehungen in rechtlich-institutioneller Hinsicht bedeuten, wie sie strukturiert sind und welche Kernelemente sie zur Verfügung haben,


	wie die EU-Außenpolitik in rechtlicher Hinsicht strukturell zu skizzieren ist,


	wie die neue Kompetenzordnung der EU für die Außenbeziehungen nach der institutionellen Rechtslage von Lissabon strukturiert ist,


	welche rechtlich-institutionellen Rahmenbedingungen für die EU-Außenbeziehungen erforderlich sind und


	welche zentralen EU-Institutionen nach der neuen Rechtslage von Lissabon befugt sind, um Beziehungen mit internationalen Organisationen zu pflegen.





Darauf aufbauend werden in Kapitel 6 die Rechtsgrundlagen der EU-Außenbeziehungen zu internationalen Organisationen konkretisiert: In diesem Abschnitt werden rechtliche Aspekte der EU-Außenbeziehungen im Hinblick auf die Beteiligung und Mitwirkung der EU am System internationaler Organisationen nach dem Lissabon-Vertrag erörtert. Hier wird zunächst die Frage der völkerrechtlichen Subjektivität der EU diskutiert. Als nächstes werden die Gesamtstruktur der Rechtsgrundlagen der auswärtigen Gewalt, die Beziehungskompetenz, die rechtlichen Voraussetzungen und die Durchführung der Beziehungspflege der EU zu internationalen Institutionen aufgezeigt. Anschließend werden die verfahrensrechtlichen Aspekte der EU-Außenbeziehungen zu internationalen Organisationen und die gerichtliche Kontrolle des unionsrechtlichen Vertragsschlussverfahrens dargestellt. Schlüsselfragen in diesem Kapitel sind:




	
woraus sich die Rechtsgrundlagen der auswärtigen Gewalt der EU für die Außenbeziehungen zu internationalen Machtzentren ergeben,


	welche rechtlichen Voraussetzungen und Befugnisse für die EU nach dem Lissabon-Vertrag bestehen, um zweckdienliche, kooperative Beziehungen zu internationalen Organisationen und den UN-Institutionen aufzubauen und zu pflegen,


	in welchem Rechtsverhältnis das Völkerrecht und die europarechtlichen Aspekte für die EU-Außenbeziehungen zu internationalen Organisationen stehen,


	welche internationalen Handelsmöglichkeiten und verfahrensrechtliche Grundlagen für das auswärtige Handeln der EU bestehen, um kooperative Beziehungen zu multilateralen Organisationen und Institutionen zu unterhalten.





In Kapitel 7 wird im Lichte der gesamten Analyse versucht, die EU-Außenbeziehungen zu internationalen Organisationen am Beispiel der Vereinten Nationen zu präzisieren: In diesem Teilziel der Arbeit handelt es sich um die rechtlich-institutionelle Rolle der EU im multilateralen UN-System. In diesem Abschnitt werden rechtliche Aspekte zum Verhältnis EU-UN nach der neuen institutionellen Rechtslage von Lissabon behandelt. Im Zentrum der Analyse stehen die Beteiligung und Mitwirkung der EU am UN-System sowie die Vertretung der EU-Interessen in den UN-Gremien. Im Anschluss daran wird das Verhältnis des Unionsrechts zum UN-Recht und die Rechtsprechung Yusuf-Kadi diskutiert. Zentrale Fragen in diesem finalen Themenabschnitt lauten wie folgt:




	wie man das Verhältnis EU-UN charakterisieren kann und welche Rolle die EU nach dem Reformvertrag von Lissabon im multilateralen UN-System spielt,


	wie die Beteiligung und Mitwirkung der EU am UN-System sowie die internationale Vertretung der EU-Interessen in den UN-Institutionen erfolgen,


	in welchem Verhältnis das Unionsrecht zum UN-Recht steht und worin das zentrale Rechtsproblem im Verhältnis zwischen der EU und den UN besteht,


	warum ein kohärentes Auftreten und die Vertretung der EU im multilateralen Kontext signifikant ist und worauf das unionsrechtliche Kohärenzprinzip in den internationalen Beziehungen zielt,


	welche Chancen, Herausforderungen und Perspektiven für die zukünftige Rolle der EU in der Weltgemeinschaft bestehen.





Kapitel 8 befasst sich spezifisch mit der Zusammenarbeit zwischen der EU und den UN sowie den daraus resultierenden zukünftigen Perspektiven: Der Fokus ruht dabei in erster Linie auf der Analyse des kooperativen Verhältnisses der EU zu multilateralen UN-Institutionen und einer Reihe weiterer wichtiger Aspekte bei einer Zusammenarbeit. Auf Basis der bereits behandelten Rahmenbedingungen, Strukturen und Prozesse wird versucht, wichtige Bereiche der EU-UN Kooperation aus rechtlichen sowie politischen Perspektiven insb. nach Inkrafttreten des Lissabon-Vertrags näher zu untersuchen. Signifikante Fragen in diesem abschließenden Teil der Forschungsarbeit sind:




	welche Rolle die EU-UN Kooperation im internationalen System spielt,


	wie die EU-UN Partnerschaft zu charakterisieren ist und in welchen zentralen Politikbereichen diese Zusammenarbeit erfolgt,


	ob die EU-UN Zusammenarbeit in ihrer gegenwärtigen Konstruktion die heutigen weltpolitischen Bedürfnisse erfüllen kann,


	wie die Zukunftsperspektiven der EU-UN Beziehungen aussehen.


	ob die EU nach Änderung der UN-Charta Mitglied der UN werden könnte, Die Arbeit endet in Kapitel 9 mit einer Zusammenfassung der Erkenntnisse, der Herausarbeitung und Bedeutung der Außenbeziehungen zu internationalen Organisationen für die EU als globaler Akteur im neuen Kontext der Machtverteilung des 21. Jahrhunderts und führt in eine Abschlussbetrachtung über.





In Kapitel 10 erfolgt ein Literaturverzeichnis. Diesem Forschungsprojekt dienen verschiedene Typen von Literatur aus dem deutschen und angelsächsischen Sprachraum mit inhaltlicher Qualität und Originalität. Bei der Literaturrecherche und -beschaffung wurde grundsätzlich nur wissenschaftliches (Sekundär-) Material als Hauptliteratur verwendet. Zudem wurde wichtiges Sekundärmaterial aus dem Internet ebenfalls als Einstiegsliteratur in die komplexen Themenzusammenhänge sowie wegen der Aktualität und der Spezialität verwendet. Gegebenenfalls wurde auch auf anerkannte Online-Datenbanken zurückgegriffen.
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Die Europäische Union ist ein politisches System, das Macht und Kompetenzen mit ihren Mitgliedsstaaten teilt. Wie genau diese Aufteilung zwischen der europäischen und der nationalen Ebene erfolgt, ist jedoch schwer zu erfassen.1 Zum einen erscheint die EU zunehmend als ein den Nationalstaaten übergeordnetes politisches System. Zum anderen verfügt die Union keinesfalls über Weisungsbefugnisse gegenüber ihren Mitgliedstaaten, sondern ist vielmehr von ihnen abhängig.


Einerseits besitzt die EU u. a. auffällige charakteristische Merkmale einer internationalen Organisation, eines Bundesstaates, eines Staatenverbundes oder eines Staatenbundes, andererseits Eigenschaften eines internationalen Regimes, eines Mehrebenensystems.2 Fest steht jedoch, dass die EU primär ein kontinentales Einigungswerk von nie dagewesenem, weltgeschichtlichem Ausmaß zwischen Tradition und Moderne darstellt.3 Die europäische Einigung wird durch zwei different erstellten Konzeptionen der Zusammenarbeit der europäischen Staaten, die Kooperation und Integration geprägt.4 EU-Staaten mit gemeinsamen Zielen, Traditionen, jedoch differenten Entwicklungen und mit einer teils anderen historischen Herkunft entscheiden in signifikanten Politikbereichen gemeinschaftlich.5 Auf diese Art und Weise soll sich in Europa ein moderner Menschheitsraum von Einigkeit, Freiheit, dauerhaftem Frieden, sozialer Gerechtigkeit und Sicherheit erfüllen. Zur Charakterisierung der EWG/EG/EU finden sich sowohl in der politikwissenschaftlichen wie ebenfalls staatsrechtlichen Literatur verschiedene Begriffe, Erklärungsansätze bzw. -versuche, die zum Teil kontrovers sind.6 Nachfolgend wird als Einstieg in diese Analyse versucht, einige Kernpunkte dieser zentralen Begriffe und Konzepte zu erörtern, um die komplexen Zusammenhänge und die kontroverse Position sowie die rechtlichen und institutionellen Rahmenbedingungen besser zu verstehen. Ziel ist es, Antworten für wichtige Problembereiche in Bezug auf die Charakterisierung des politischen Systems der EU, insb. auf ihre Außenpolitik und -beziehungen zu finden.


2.1 Was ist „Europa“?


Bevor man sich mit diesem komplizierten Thema auseinandersetzt, folgt zu Beginn der Analyse zuerst eine Begriffsbestimmung, was das Wort „Europa“ selbst bedeutet, was man eigentlich mit dem Begriff „Europa“ meint, um uns doch schon ein erstes Bild von Europa zu verschaffen und Ordnung in unsere Gedanken zu bringen. Eine allgemeine Definition könnte heißen, dass Europa ein eigenständiger Kontinent bzw. ein Subkontinent, der mit Asien zusammen den Kontinent Euroasien bildet. Europa ist jedoch ein faszinierendes Phänomen, das mehr als nur eine geografische Expansion ausdrückt.7


2.1.1 Die Wurzeln des Begriffs „Europa“


Eurṓpē, die hübsche Frau mit der weiten Sicht.8 So nannte man Europa, die Tochter des phönizischen Königs Agenor an der Küste des Ortes Tyros (heute südl. Libanon), in der griechischen Mythologie.9 So stammt der Begriff „Europa“ sprachlich aus dem Nahen Osten.10 Damit lassen sich die Wurzeln des modernen Europas bis auf die Frühzeit der griechischen Antike und tatsächlich bis in den Vorderen Orient zurückverfolgen.


Die sogenannte klassische Epoche der griechischen Antike (ca. 500 – 320 vor Chr.) hat die Entwicklung der europäischen Zivilisation entscheidend und einflussreich mitgeprägt.11 Diese Periode war ein wesentlicher historischer Zeitraum großer kultureller, technischer, funktionaler und ästhetischer Entfaltungen, in dem u. a. fundamentale künstliche, architektonische, mathematische, physikalische, philosophische, rechtliche und politische Begriffe geprägt wurden. Auch organisierte Formen sportlichen Wettkampfs wie die ersten Olympischen Spiele wurden in dieser Zeit in Europa entstanden.12


Das Wort „Europa“ (altgriechisch Εὐρώπη, Eurṓpē) stammt ursprünglich vom griechischen Wort „erebos“ ab, das wörtlich übersetzt „dunkel“ bedeutet. Es steht eigentlich für das Abendland – den Ort, wo die Sonne untergeht. Als Abendland oder Okzident (altgriechisch sol occidens, „untergehende Sonne“) bezeichnet man ursprünglich den westlichen Teil Europas, insb. Großbritannien, Frankreich, Deutschland, Italien und die Iberische Halbinsel. Diese Regionen waren damals primär durch das Christentum, die Antike und die mittelalterlichen Vorstellungen geprägt.13 Der Abendlandbegriff wird gegenwärtig übereinstimmend mit dem Begriff der westlichen Welt benutzt. Im Gegensatz dazu bedeutet Asien, wörtlich übersetzt, das Morgenland bzw. der Orient (altgriechisch sol oriens, „die aufgehende Sonne“) – das Land, wo die Sonne aufgeht. Als Morgenland charakterisiert man antonymisch den griechisch-orthodoxen und islamisch geprägten Nahen Osten. So sahen die Osmanen Europa immer als etwas Besonderes, etwas Kostbares und etwas Unerreichbares an und bezeichneten es nicht ohne Grund als den Goldenen Apfel.14
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